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Zum Referenten  
Hans-Jürgen Schröder arbeitete von 1970 bis 1980 als wissenschaftlicher Mitarbeiter 
und stellvertretender Direktor am Institut für Europäische Geschichte (Abteilung Unvi-
versalgeschichte) in Mainz. Von 1980 bis zu seiner Emeritierung 2003 war er Professor 
für Zeitgeschichte mit dem Schwerpunkt anglo-amerikanische Geschichte an der Jus-
tus-Liebig-Universität Giessen. Zwischen 1990 und 2009 führte ihn seine Lehrtätigkeit 
nach Tempe/Arizona, Bandung und Usbekistan, letzteres im Rahmen des EU-Projekts 
Good Governance. Schröders Forschungsschwerpunkte sind die US-amerikanische und 
die deutsche Außen- und Außenwirtschaftspolitik im 20. Jahrhundert. 

Vortrag 

Der Referent beginnt seinen Vortrag mit einem Rückblick auf den politischen Aufstieg 
Donald Trumps während des Präsidentschafts-Wahlkampfes 2016. Sein Wahlkampf 
unter dem Slogan „America First“ beinhaltete vor allem den Kampf gegen das „Esta-
blishment“ sowie insbesondere gegen die Gesundheitsreform „Obamacare“, und nahm 
durch die angestrebte Abschottungspolitik (Mauerbau an der mexikanischen Grenze, 
Einreiseverbot für Muslime etc.) durchaus fremdenfeindliche Züge an. Einen weiteren 
Fokus legte Trump auf die Terrorismusbekämpfung durch Aufrüstung und zeigte eine 
kritische Haltung gegenüber Freihandelsabkommen und Europa. Allgemein wandte er 
sich mit diesem Wahlkampf vor allem der weißen, deklassierten Arbeiterschaft Ameri-
kas zu.  

Bemerkenswert ist zudem der Erfolg der eher unkonventionellen Wahlkampfmetho-
den Trumps. Er schreckte weder vor Lügen noch vor einer Diffamierung seiner politi-
schen Gegner in einem für demokratische Verhältnisse unüblichen Ausmaß zurück und 
selbst obszöne und offen frauenfeindliche Aussagen gehörten zum Wahlkampfalltag. 
Sehr geschickt wurden solche Aussagen und andere Botschaften über die sozialen Me-
dien verbreitet.  

Aufgrund dieser umstrittenen Wahlkampfstrategie war die Überraschung über 
Trumps Erfolg aus europäischer Sicht groß und viele europäische Politiker äußerten 
deutliche Kritik - so auch Bundespräsident Steinmeier, der Trump später als „Hasspre-
diger“ bezeichnete. Dennoch ging Trump als Wahlsieger hervor, denn obwohl er die 
Mehrheit der Stimmen der Amerikaner nicht hinter sich vereinen konnte, erhielt er die 
Mehrheit der Wahlmänner- und Wahlfrauenstimmen. Entscheidend für diesen Erfolg 
war sicher auch das Agieren der Demokraten, deren Wahlkampf durch starke Konkur-
renz zwischen Clinton und Sanders gekennzeichnet war.  

Die europäischen Medien zeigten sich schockiert über Trumps Wahlsieg – gleichzei-
tig äußerten jedoch viele die Hoffnung, dass Trump sich im Amt mäßigen und wider 
Erwarten ein vernünftiger Präsident sein würde. Auch die europäischen Politiker ver-
hielten sich pragmatisch, um die eigenen Interessen zu wahren. So bot Angela Merkel 

  

  



dem zukünftigen Präsidenten eine enge Zusammenarbeit an, wobei sie die Wichtigkeit 
der demokratischen Werte betonte. Unter Anbetracht der deutsch-amerikanischen 
Machtverhältnisse könne dieses Angebot laut Schröder allerdings durchaus als provo-
kant betrachtet werden. Die europäische Hoffnung auf einen pragmatischen Politikstil 
des neuen Präsidenten wurde bereits mit dessen Antrittsrede zerstört, in der Trump 
seine Kampfansage gegen die etablierte Politik in Washington wiederholte und ankün-
digte, die Herrschaft dem amerikanischen Volk zurückzugeben.  

Seither fordert er von seinem Kabinett bedingungslose Loyalität - trotz der Unbere-
chenbarkeit seines politischen Stils durch nicht durchdachte, politische Twitter-Posts 
und die Verbreitung „alternativer Fakten“. Auch nach der Wahl zeigte sich Trump im-
mer wieder als „Gelegenheitsfaschist“, zum Beispiel durch seine Reaktion auf die Aus-
schreitungen in Charlottesville. 

Trumps antidemokratische Agenda zeigt sich nicht nur im Kampf gegen das Esta-
blishment, sondern auch in seiner Ablehnung der Gewaltenteilung und insbesondere 
der Judikative als lästige Hindernisse. Er besetzte bereits einige wichtige Schlüsselpo-
sitionen wie die des obersten Bundesrichters und man diskutierte im Weißen Haus so-
gar die Frage, ob der Präsident das Recht habe, sich selbst zu begnadigen. Per Execu-
tive Order regiert er zudem häufig am Parlament vorbei, was allerdings für amerikani-
sche Präsidenten nicht ungewöhnlich ist. Insgesamt scheint diese „konservative Revo-
lution“ durch Trump ein andauernder Wahlkampf zu sein, um seine Wähler weiterhin 
zu mobilisieren.  

Es gab jedoch viele Zweifel an der Amtsfähigkeit Trumps, was sogar durch ein von 
Psychologen und Neurologen verfasstes Buch mit dem Titel „Der gefährliche Fall des 
Donald Trump“ unterstrichen wurde. Viel Kritik erntete er vor allem in der liberalen 
Presse, aber auch einige Republikaner richteten sich gegen ihren Präsidenten. Aller-
dings blieben deren Proteste meist recht zurückhaltend und auch eine effektive Oppo-
sition fehlt aufgrund der Zerstrittenheit der Demokraten.  

Von entscheidender Bedeutung für Europa ist das wirtschaftliche Handeln des US-
Präsidenten, auch „Trumponomics“ genannt. Trump kündigte eine Erhöhung der 
Staatsausgaben für Infrastruktur und Rüstung an und führte eine Lockerung der Fi-
nanzregulierung ein. Darüber hinaus setzte er Drohungen mit Importzöllen als 
Druckmittel gegen die Wirtschaftspartner der USA ein und arbeitet an einer umfas-
senden Steuerreform. Die ökonomische Entwicklung der jüngsten Zeit dokumentiert 
gleichermaßen Erfolg und Misserfolg. Der Erfolg zeigt sich in sinkenden Arbeitslosen-
zahlen, welche jedoch eher Langzeitfolgen der Beschäftigungspolitik unter Obama 
darstellen könnten. Zudem reklamiert Trump den Anstieg der Börsenkurse für sich. 
Ein Misserfolg der amerikanischen Wirtschaft zeigt sich in einer steigenden sozialen 
Ungleichheit bezüglich der Einkommen und Vermögen. Dennoch kommen Ökonomen 
zu einem weitgehend positiven Urteil über Trumps Wirtschaftspolitik – der Präsident 
profitiert von der florierenden Wirtschaft seines Landes. 

Außenpolitisch setzt Trump weiterhin auf „America First“. Handelspolitische Ab-
kommen mit mehreren Partnern lehnt er ab und setzt stattdessen auf Bilateralismus. 
Folglich stieg er bereits aus mehreren internationalen Abkommen aus oder kündigte 
dies an. In Bezug auf die Sicherheitspolitik fordert Trump eine Stärkung des amerika-
nischen Militärs. Diese außenpolitischen Weichenstellungen beenden die Politik der of-
fenen Tür, welche die USA bisher verfolgt haben.  

Nichtsdestotrotz führten die USA und Europa einen fortlaufenden Dialog. Zu den 
ersten europäischen Gästen im Weißen Haus zählten Theresa May sowie Angela Mer-
kel. Auch Trump absolvierte einige europäische Staatsbesuche. Seinen Besuch bei der 
Nato und der EU im Mai 2017 nutzte er jedoch vor allem, um diese deutlich zu kritisie-
ren. Bereits während des Wahlkampfes äußerte er sich als Brexit-Befürworter und 
machte bei seinem Besuch deutlich, dass er die EU aufgrund der Dominanz Deutsch-
lands für eine Fehlkonstruktion halte. Zudem missbilligte er Merkels Flüchtlingspolitik 
und mahnte, die EU müsse sich in der NATO und der Rüstungspolitik stärker engagie-
ren. Ähnlich kontrovers wurde auf dem G7-Gipfel in Taormina über „fairen“ Freihandel 
diskutiert. Mehrere europäische Politiker äußerten sich danach deutlich negativ über 
dieses Zusammentreffen und zeigten ihren Frust über die Grenzen der europäisch-
amerikanischen Zusammenarbeit in Handelsfragen.   



Trumps zweite Europareise im Juli 2017 begann in Polen, wo er als Stargast dem 
Gipfel der Drei-Meere-Initiative beiwohnte. Durch die Unterstützung dieser regionalen 
Kooperation demonstrierte er erneut seine Abkehr von der EU-Zentrale in Brüssel. 
Darüber hinaus lobte Trump die polnische Regierung für ihre Verteidigungsausgaben, 
die im Gegensatz zu Deutschland bei 2 Prozent des Bruttoinlandproduktes lägen. Sei-
ne anschließende Rede am Denkmal des Warschauer Aufstandes enthielt außerdem 
einige Seitenhiebe gegen die deutsch-russische Energiekooperation, wie die Erklärung 
der Bereitschaft Amerikas, Flüssiggas und militärische Hardware an Polen zu liefern. 
Im Juli reiste Trump anlässlich des Nationalfeiertags und 100 Jahre „Waffenbrüder-
schaft“ nach Frankreich. Bei diesen Feiern wurde jedoch jegliche politische Substanz 
außen vor gelassen. 

Beim G20-Gipfel erwies sich eine Einigung ebenfalls als mühsam. Als einziges ge-
meinsames Ziel zeigte sich der Kampf gegen den Terror. Darüber hinaus konnte keine 
gemeinsame politische Linie gefunden werden. Dennoch gab es laut Heinrich August 
Winkler einen demokratischen Kern mit Merkel, Macron und Trudeau, der sich nicht 
nur auf Europa beschränkt habe. 

Nicht nur der EU gegenüber zeigt Trump eine kritische Haltung. Der Iran hat sich im 
Laufe der Zeit zum Feindbild der USA entwickelt, weshalb die Kritik der Amerikaner 
am Atomabkommen mit dem Iran im Allgemeinen sehr hoch ist. Nichtsdestotrotz wag-
te Trump es nicht, das Abkommen unmittelbar zu kündigen, sondern überlies die Ent-
scheidung darüber dem US-Kongress. In der EU rief Trumps Kritik bezüglich des 
Atomabkommens einigen Unmut hervor. Der Vertrag sei hart erarbeitet und man kön-
ne diesen nicht über Nacht aufgeben, so die EU-Beauftragte für Außenpolitik Mogheri-
ni. Zusätzlich formulierten Macron, Merkel und May eine gemeinsame Erklärung, in 
der sie betonten, die Kritik Trumps solle sich gegen den Iran und nicht gegen das 
Atomabkommen selbst richten. Hervorzuheben ist, dass Europa sehr stark an diesem 
Abkommen beteiligt war und sich die Kritik Trumps am Iran auch gegen Europa rich-
tet. Darüber hinaus gebe es, so der Referent Schröder, einen klaren Zusammenhang 
zwischen dem Atomabkommen und der atomaren Bedrohung durch Nordkorea. Denn 
sobald das Abkommen mit dem Iran gekippt werde, werde die Glaubwürdigkeit sol-
cher Abkommen im Allgemeinen in Frage gestellt. Dann stelle sich die Frage, wie man 
eine Atommacht wie Nordkorea zum Unterschreiben eines solchen Abkommens bewe-
gen könne, wenn der Verzicht auf Atomwaffen nicht honoriert werde. 

Im Allgemeinen führten Trumps stetige Drohungen in Bezug auf die Handelsbezie-
hungen zwischen der EU und den USA zu erheblichen Unsicherheiten in der europäi-
schen Wirtschaft, auch wenn sich die tatsächlichen Auswirkungen bisher in Grenzen 
hielten. Nicht zu unterschätzen ist jedoch die Unberechenbarkeit Trumps und die da-
mit einhergehende Unsicherheit, ob die Handelsbeziehungen wie bisher fortgesetzt 
werden können. Bedenklich ist darüber hinaus, dass Trump das Freihandelsabkommen 
zwischen den USA, Mexiko und Kanada auflösen möchte, da dies auch zu Einschrän-
kungen der europäischen Handelswege führen würde. Das Handelsdefizit der USA be-
trägt derzeit 500 Milliarden Dollar pro Jahr. In diese Bilanz werden allerdings die 
Nicht-Handelsbeziehungen, wie zum Beispiel Dienstleistungen, nicht einbezogen. Flug-
linien, Rechtsanwaltbüros und große Unternehmen wie Apple tragen dadurch nicht zur 
Reduzierung des Defizits bei. Zusätzlich legen viele amerikanische Firmen ihr Geld im 
Ausland an. Dennoch liegt der Handelsüberschuss der EU mit den USA bei insgesamt 
100 Milliarden Euro. Die größten Defizitsünder aus amerikanischer Sicht sind Deutsch-
land und China. 

China intensiviert seine Bemühungen, seinen Handel bis nach Spanien auszubauen. 
Diese Machtverschiebung kündigt sich durch riesige Investitionen im Bereich der In-
frastruktur, des Handels und mit steigenden Militärausgaben an. Zusätzlich zu seinem 
wirtschaftlichen Vordrängen proklamiert China die Entstehung eines sozialistischen 
Weltreiches bis 2050. Xi Jinping verkündete auf dem Nationalen Volkskongress, dass 
China bis 2035 modernisiert sei und damit die Weltführung im Sinne eines sozialisti-
schen Weltstatus erreicht sei. Trump verfolgt kein klares China-Konzept. Vor seinem 
Besuch in China hatte er sich oft über die Chinesen beklagt. Während seines Besuches 
räumte er jedoch ein, dass man es den Chinesen nicht verdenken könne, die Dumm-
heit seiner Vorgänger ausgenutzt zu haben. Durch die Kündigung des transpazifischen 



Handelsabkommens seitens Trumps kurz nach seiner Amtsübernahme gewährte er 
den Chinesen zudem viele ökonomische Freiheiten. Außerdem wagt er keine direkte 
Konfrontation, sondern äußerte lediglich sanfte Kritik an der Rivalität im südchinesi-
schen Meer. Schließlich befinden sich die USA nun durch ihr Eingreifen in den Nord-Ko-
rea-Konflikt in einer gewissen Abhängigkeit von China.  

Insgesamt scheint die Charmeoffensive der Chinesen erfolgreich, denn Trump zeig-
te sich während seiner Reise politisch gehemmt, was wiederum die Position Amerikas 
schwächte. Dies bringt für die EU schwerwiegende und ambivalente Folgen mit sich. 
Auf der einen Seite gab es auf dem EU-Gipfel starke Bemühungen um eine engere Zu-
sammenarbeit mit China trotz aller handelspolitischen Differenzen. Auf der anderen 
Seite richtete sich der regionale Gipfel Chinas mit den CEET-Staaten im Kern gegen 
die größere Politik der EU. Die Entwicklung in den USA und in China deutet auf signifi-
kante geopolitische Machtverschiebungen hin, die mit einem großen Einfluss auf inter-
nationale Beziehungen und die internen Verfassungen der Staaten einhergehen. 

Im Folgenden fasst der Referent zusammen, was seiner Auffassung nach das Jahr 
2017 als Epochenjahr der Zeitgeschichte charakterisiert.  

1. Autoritäre Tendenzen in der amerikanischen Innenpolitik 
2. Absage der USA an eine globale Führungsrolle 
3. Die Formulierung des chinesischen Führungsanspruchs 
4. Die Krise der EU: Brexit, illiberale Demokratien, Populismus und Stillstand 

nach den Wahlen in Deutschland 
5. Die Stärkung Russlands als weltpolitischer Faktor auch als Folge der ame-

rikanischen Politik schon vor Trump 
6. Die Verfassungsänderung in Japan hin zu einer offensiven Verteidigungs-

politik 
7. Die globale Machtverschiebung im Energiebereich: Fracking und Erdgas-

förderung - dadurch werden die USA ab 2020 nicht mehr auf Energieimporte 
angewiesen sein 

8. Die Zuspitzung der atomaren Gefahr (Nord-Korea/Iran): Laut Schröder 
waren wir seit der Kuba-Krise nie so nah an einer atomaren Krise  

9. Der sichtbare Höhepunkt von Cyber-Wars (US-Wahlen): Das Internet 
wurde als Segnung für Demokratie bezeichnet, war im Wahlkampf aber eher 
Demokratie-Hindernis 

10. Schisma (Spaltung) des Westens 
Betrachtet man das Jahr aus historischer Perspektive, fällt auf, dass US-Präsident 

Woodrow Wilson vor genau 100 Jahren dazu aufforderte, die „Welt für die Demokratie 
sicher zu machen“. Der Zweite Weltkrieg zeigte jedoch, dass diese Mission gescheitert 
war. 1947 verfolgten die USA erneut eine konstruktive Weltpolitik: mit dem Marshall-
plan für eine liberale Weltordnung. Im Gegensatz dazu verkündete Trump sein Vorha-
ben „America First“. Dieser Kurswechsel lässt befürchten, dass die in über 100 Jahren 
aufgebaute Weltordnung zerstört werden könnte. Schröder zufolge präsentiert sich 
das Modell Amerika allerdings, entgegen Trumps Annahmen, als Auslaufmodell und 
seine Politik unterminiere die liberale kapitalistische Weltordnung, die den Führungs-
anspruch der USA nach dem Zweiten Weltkrieg begründet hatte. Resultat sei nicht 
„great again“, sondern ein globaler Machtverlust. 

Laut Schröder fallen der EU und ihren Mitgliedstaaten durch diese Machtverschie-
bung folgende Aufgaben zu: Der Druck durch die USA zwinge sie zur Durchsetzung 
internationaler Interessen. Sowohl die historischen Erfahrungen als auch die aktuellen 
Machtverhältnisse in der Sicherheitspolitik schließen eine direkte Konfrontation aus. 
Stattdessen solle die EU eine Kooperation mit den USA auf wirtschaftlicher Ebene an-
streben. Aufgrund der disruptiven Außenpolitik der Trump-Administration sei es für die 
USA und Europa entscheidend, die Beziehungen unterhalb der Führungsebene des 
Weißen Hauses zu intensivieren. Dabei könne sich die EU auf ein solides Fundament 
stützen. 

Die EU solle mit den USA eine Kooperation auf parlamentarischer, regionaler, wirt-
schaftlicher, militärischer und wissenschaftlicher Ebene anstreben. Auf diesem Wege 
könnten Ausschläge Trumps gehemmt werden. Die internationale Machtverschiebung 



biete der EU die Chance zwischen den Hauptrivalen Russland und USA eine eigenstän-
digere Position einzunehmen. In diesem Sinne sei die EU in der Lage, eine neue Ost-
politik zu entwickeln und ihr Verhältnis zu Russland zu verändern. Darüber hinaus 
komme der EU die Aufgabe zu, die westliche Wertegemeinschaft zu verteidigen, nach-
dem Trump eine Spaltung des Westens eingeleitet habe. Dafür solle die EU Menschen-
rechte, individuelle Freiheiten, demokratische Grundsätze im Inneren und nach außen 
verteidigen. 

Zuletzt betont Schröder die Wichtigkeit, mithilfe von konkreten Projekten für Euro-
pa zu werben. Dies gelinge unter anderem durch EU-Programme (z.B. Good Gover-
nance und Erasmus-Programm) sowie Bürgerinitiativen (z.B. Pulse of Europe). Außer-
dem sei eine umfangreichere Berichterstattung in den Medien wünschenswert, in de-
nen die Zusammenarbeit der europäischen Union positiv hervorgehoben wird. Bei-
spielhaft dafür sei die ZDF-Europa-Saga von Christopher Clark, in der wissenschaftlich 
fundierte Potentiale für Europa aus historischen Ereignissen abgeleitet werden. 
Schließlich solle der Forschungsschwerpunkt „Zukunftsperspektive der EU“ stärker ge-
fördert und seine Ergebnisse der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. 

Auszüge aus der Diskussion 

Frage: Sie lieferten eine gut begründete, vorwiegend negative Schilderung Trumps. 
Welchen Einfluss hat diese rein negative Aufnahme Trumps in Europa auf das europä-
isch-amerikanische Verhältnis?  
Schröder: Erstaunlich ist, dass durch die Besonnenheit der Reaktion der europäi-
schen Staatsmänner und Staatsfrauen der normale Geschäftsgang der Beziehungen 
bisher in keiner Weise dramatisch eingebrochen ist. Das spricht also für meinen Punkt 
des soliden Fundaments auf der Ebene unterhalb des Weißen Hauses.  

Frage: Für wie sinnvoll halten Sie die häufigen Vergleiche zwischen Trump, Hitler und 
Putin? 
Schröder: Diese Frage wurde auch in der amerikanischen Presse lange diskutiert. Ich 
würde sagen, diese Zuspitzung der autoritären Komponente der Politik Trumps  ist 
notwendig, um zu sagen: „Währet den Anfängen.“ Es werden ebenso Vergleiche mit 
der Weimarer Republik gezogen, das heißt, man kann nicht früh genug gegensteuern.  

Frage: Wie konnte ein Mann wie Trump gewählt werden? Warum wendet sich eine 
wachsende Wählerschaft von etablierten Parteien ab? 
Schröder: In Amerika gibt es eine Ballung sozialer Ungerechtigkeit und alltäglichen 
Rassismus´, besonders in den Südstaaten. Das alles haben wir aus europäischer Sicht 
verdrängt. Außerdem gibt es diese strukturelle Arbeitslosigkeit bei den Berg- und 
Stahlarbeitern. Ihnen hat Trump suggeriert, er könne Arbeitsplätze schaffen, obwohl 
die Kohleindustrie auch in Amerika keine Zukunft hat. Auch eine gewisse Klientel 
wohlhabender Republikaner hat Trump gewählt, die glauben, dass er als angeblich er-
folgreicher Geschäftsmann ihre Interessen vertreten werde. Trump ist also kein „Be-
triebsunfall“, sondern das Ergebnis des Zustandes der amerikanischen Gesellschaft.  

Frage: Auch viele Frauen haben Trump trotz seiner sexistischen Aussagen gewählt. 
Wie ist das zu erklären? 
Schröder: Es gibt zwei wesentliche Gründe hierfür. Zum einen die fundamentale Op-
position gegen das Establishment und die Tatsache, dass sich Frauen – gerade in den 
ärmeren Haushalten – nicht getraut haben, anders zu wählen als ihre Männer. Das ist 
für einige Wahlkreise durchaus empirisch gesichert und daraus schöpfen einige Kriti-
ker Trumps nun die Hoffnung, dass dies bei der nächsten Wahl anders sein wird, 
nachdem die Frauen gemerkt haben, was für ein „Grobian“ dieser Trump ist. Generell 
ist diese Obszönität als Normalität eines der großen Phänomene seines Wahlkampfes, 
das offensichtlich funktioniert hat.   

Frage: Wo sehen Sie Trump und USA in den nächsten drei bis vier Jahren? 



Schröder: Sie implizieren damit die Frage, ob man Trump irgendwie absetzen kann. 
In Amerika ist es fast unmöglich, den Präsidenten seines Amtes zu entheben, solange 
er nicht kriminell handelt. Es ist bisher zweimal versucht worden und ist gescheitert. 
Selbst wenn Trump abgelöst werden würde, wäre sein Vizepräsident noch viel konser-
vativer. Ich halte es nicht für ausgeschlossen, dass Trump wiedergewählt wird.  

Frage: Wie sehr hat der innenpolitische Kampf zwischen Sanders und Clinton dazu 
beigetragen, dass Trump gewählt wurde? Wäre das Ergebnis anders gewesen, wäre 
Sanders angetreten? 
Schröder: Bei der Auswahl der Kandidaten setzten die Demokraten ihre Partei in Be-
wegung, um Sanders auszuschalten und verloren so einen Teil ihrer Klientel. Hinzu 
kommt das unerwünschte Auftreten des Clinton-Clans. Die Demokraten sind also in 
einem trostlosen Zustand. Natürlich spielt auch das Mehrheitswahlrecht eine große 
Rolle. Die Republikaner legen die Wahlkreisgrenzen in Gebieten, in denen sie die 
Mehrheit haben, so, dass sie ihre Macht sichern. Das oberste Bundesgericht hat dies 
kürzlich noch als legitim bestätigt, es gibt jetzt aber neue Gerichtsverfahren, um das 
zu ändern.  

Frage: Als Außenstehender hat man den Eindruck, die Amerikaner wären „be-
schränkt“, wenn sie einer Steuerreform zustimmen, die die Armen ärmer und die Rei-
chen reicher macht. Merken die Amerikaner das nicht?  
Schröder: Das Problem bei der Steuerreform: Mehrheit ist Mehrheit. Die Steuerre-
form ist die Klammer zwischen Trump und der republikanischen Partei, die daran be-
reits seit Jahren arbeitet. Der Bevölkerung wird suggeriert, dass eine Senkung der Un-
ternehmenssteuer die Wirtschaft so sehr ankurbeln würde, dass alle davon profitieren. 
Die soziale Frage haben die Demokraten im Wahlkampf viel zu spät erkannt. Nach 
diesem Dilemma hätte Sanders, wenn er etwas jünger wäre, bei der nächsten Wahl 
mit seiner sozialen Agenda gute Chancen gewählt zu werden.  

Frage: Wie hätte ein verantwortungsvoll handelnder Präsident in Bezug auf den Nord-
korea-Konflikt reagieren müssen?  
Schröder: An Nordkorea haben sich auch Trumps Vorgänger die Zähne ausgebissen. 
Im Kern geht es um die Frage, wie die Demokratie mit Diktaturen, insbesondere Dik-
taturen mit Massenvernichtungswaffen, umgehen soll. Es ist fast unmöglich hier eine 
Ideallösung zu konstruieren, aber um Krieg zu vermeiden, bleibt eigentlich nur der 
Weg der Verhandlung. Man sollte sich jedenfalls nicht gegenseitig beschimpfen und 
diffamieren. Ich glaube schon, dass man dieser Diktatur in Zusammenarbeit mit Russ-
land und China entgegentreten könnte, ohne sich abhängig zu machen. Meine Be-
fürchtung ist dennoch, dass die USA irgendwann versuchen werden, das Problem mit 
einem Militärschlag zu lösen.  

Frage: Ist die Beschäftigung mit Trump in der europäischen Öffentlichkeit nicht zu ge-
ring? 
Schröder: Sie treffen damit das Dilemma der EU-Politik. Die gesamte Europa-Politik 
ist abgehoben von den Bürgern, der Kontakt zwischen den Wähler*innen und den 
großen geopolitischen Themen ist überhaupt nicht vorhanden. Es wäre erforderlich, 
die in der Außenpolitik unternommen Schritte zu erläutern und es nicht den Populisten 
zu überlassen, Wähler*innen durch vereinfachte Erklärungen für sich zu gewinnen.  

Frage: Wie stark schätzen Sie die Möglichkeit ein, dass in den nächsten Jahren eine 
außerparlamentarische Opposition jenseits der demokratischen und republikanischen 
Partei die Macht übernehmen könnte? Sozusagen eine demokratische Bewegung von 
unten?  
Schröder: Es gibt ein Potenzial für Widerstand in den Einzelstaaten und den Städten. 
Ich denke nicht, dass dieses stark genug ist, um Trump aus dem Amt zu bringen, aber 
internationale Kooperationen könnten auf dieser Ebene besser ermöglicht werden. In 
einigen Bereichen sind die Einzelstaaten der USA viel weiter als wir in Europa denken, 
zum Beispiel Kalifornien im Bereich Umweltschutz.  



Frage: Welche Rolle spielt das Sonderermittlungsverfahren in der amerikanischen In-
nenpolitik? Wann kann damit gerechnet werden, dass Trump den Sonderermittler ab-
beruft? 
Schröder: Sonderermittler haben unbegrenzte Vollmacht zur Vernehmung, Anhörung 
und Einleitung der Strafverfolgung von Beschuldigten. Der Gedanke, dass Trump den 
Sonderermittler entmachten könnte, ist mit einem hohen Risiko verbunden, da die 
Gefahr besteht, dass sich eine Welle demokratischer Empörung breit macht. Die Mög-
lichkeit besteht aber theoretisch. 

Frage: Welche Einwirkung hatte Putin auf die amerikanischen und deutschen Wahlen? 
Schröder: Putin ist ein großer Faktor für alle westlichen Demokratien. In der ameri-
kanischen Wahl ist er besonders sichtbar geworden, da das Wahlkampfteam von 
Trump die Russen beauftragt hat, schmutzige Details über die Demokraten zu liefern. 
Es ist bewiesen, dass die russische Propaganda im Netz passiv als neutraler Ratgeber 
versucht hat, die Wahlen zu beeinflussen. Man ist sich jedoch noch nicht im Klaren, 
wie weit das real war. In Bezug auf Deutschland ist auffällig, dass Merkel vor der Bun-
destagswahl immer wieder mit ähnlichen Formulierungen online beschimpft wurde. Es 
entsteht der Eindruck, dass systematische Netzwerke aktiv sind, die versuchen, den 
demokratischen Prozess zu unterwandern.  

Frage: Wie bewerten die Amerikaner die zukünftige Entwicklung Asiens in Bezug auf 
die Beziehung China–Russland? Wie groß ist die Gefahr der zunehmenden Entfrem-
dung der osteuropäischen Länder und die Gefahr, dass China diese „umgarnt“? Könnte 
es sogar zu einer Spaltung der 16+1 Staaten kommen? 
Schröder: Die Sanktionen führten zu einer intensivierten Kooperation zwischen Russ-
land und China. Aber Putin ist bewusst, dass er China ökonomisch unterlegen ist. 
Folglich wird er in dieser Hinsicht etwas Distanz wahren. Die USA können nicht im Al-
leingang Weltpolitik machen, d.h. man muss sich positionieren und Partner suchen. Es 
ist erforderlich, eine geopolitische Version als Gegengewicht zu entwickeln. Hier wäre 
ein transatlantisches Verhältnis die Antwort, das aber gerade zerstört wurde. Daher ist 
die Frage unter den gegenwärtigen Bedingungen schwer zu beantworten. 

Frage: Was vereint europäische und amerikanische Werte? Ist nicht-konfrontatives 
Vorgehen trotz erheblicher Unterschiede nicht ein Dilemma? 
Schröder: Es gibt in Europa und den USA demokratische Rahmenbedingungen, die 
vergleichbar sind. Wenn man die Demokratien auflistet, die nicht nur zum Schein wäh-
len, dann ist diese Liste bedrückend gering. Dennoch könnten die USA nicht in die EU 
aufgenommen werden, zum Beispiel wegen der Todesstrafe und des Haushaltsdefizits. 
In der Präambel der NATO werden die gemeinsamen Werte aufgelistet. Sie scheinen in 
Konfrontation zu anderen Staaten natürlich stärker, als wenn man sich nur miteinan-
der beschäftigt. Der demokratische Prozess aber ist vergleichbar, auch das Bekenntnis 
zu Grundelementen der Menschenrechte ist durchaus vorhanden. Diese werden zwar 
zum Teil verletzt, dies geschieht jedoch ebenso in der EU.  

Wir haben hier nicht nur ein transatlantisches Problem. Hier vielleicht etwas kürzer: 
Als der erste Gesetzesentwurf in Warschau veröffentlicht wurde, traf ich dort einen 
Journalisten, der fürchtete, die Regierung wäre dabei, die Demokratie in Polen abzu-
schaffen. Die Frage ist, wie man als EU damit umgehen soll. Sie können einen partiel-
len anti-demokratischen Prozess, der aus der Wählerschaft kommt, nicht mit Gewalt 
unterdrücken. Es ist die Aufgabe der Brüsseler Politik bei der Neubesetzung von Insti-
tutionen, wie zum Beispiel nach dem Brexit, alle miteinzubeziehen. 

Frage: Interessiert sich ein protektionistisches Amerika noch für die Lokalkonflikte in 
der Welt, die es bisher zu besänftigen versuchte? 
Schröder: Was die Regionalkonflikte anbelangt, ist die Politik Trumps ambivalent. Das 
Weiße Haus verkündet einerseits die Botschaft, man arbeite an einem Friedensplan für 
den Nahen Osten. Gleichzeitig wird  Jerusalem als Hauptstadt anerkannt, da sich 
Netanjahu ebenfalls gegen den Iran richtet. Er sucht nun nach Möglichkeiten eine Ko-



alition mit diesem aufzubauen. Ich glaube, das ist Ausdruck des irakischen Führungs-
chaos, dass das nicht voll durchdacht ist. Ich glaube, dass der Rückzug auf den ame-
rikanischen Kontinent nicht vollkommen gelungen ist, denn die außenpolitischen Kon-
flikte werden auch zur Mobilisierung der Anhängerschaft im Inneren gebraucht. 

Frage: Trump hat immer wieder das Wahlsystem kritisiert. Welche Probleme kämen 
auf, wenn es zu einer Abwahl Trumps kommt? 
Schröder: Es ist immer noch so viel Regenerationskraft des amerikanischen Rechts-
systems vorhanden, dass ein legitim gewählter Präsident letztendlich auch Präsident 
wird und dass der oberste Gerichtshof entscheidet. Wir erinnern uns, dass sowohl 
Bush als auch Al Gore den Wahlausgang für sich reklamieren wollten. Florida war ent-
scheidend und es war eine ganz große staatsmännische Leistung, dass beide aus 
Staatsraison den Sieg Bushs anerkannt haben. Bei Trump ist natürlich nicht impliziert, 
ob man diese Staatsraison voraussetzen könnte, aber wir können glauben, dass bei 
Wahlen die Kontrollkräfte stark genug sind, um einen Putschversuch zu verhindern.  

Frage: Ist das Land so stark gespalten, dass die Möglichkeit eines Bürgerkriegs be-
steht? 
Schröder: Der historische Bürgerkrieg ist bis heute nicht überwunden. Ich glaube 
aber nicht, dass die Kräfte so groß sind, dass die Vereinigten Statten von Amerika 
auseinander fallen, wenngleich es Bewegungen wie die der Unabhängigkeit Kaliforni-
ens gibt. Es gibt disruptive Elemente in der amerikanischen Politik. Die Spaltung der 
Gesellschaft, die Verarmung der amerikanischen Gesellschaft - das ist die Sprengkraft, 
die eine Zukunftsvorhersage kaum möglich macht.  


